




sbecker
Achten Sie darauf, wenn Sie schreiben gem. § XY, hier nicht direkt schon auf den Fall Bezug zu nehmen. § 49 HGB sagt nämlich nichts zu den Geschäften der B aus, sondern tätigt nur allgemeine Aussagen.



sbecker
Das ist so nicht ganz richtig. Die Prokura ist auch ohne Eintragung wirksam, d.h. der M hatte tatsächlich Vertretungsmacht. § 15 wird erst relevant, wenn der F hier die Vertretungsmacht bestreiten würde, dann müsste sich der B so behandeln lassen, als wäre der M nie mit Prokura ausgestattet gewesen. 
Da hier aber keine Probleme bestehen, müssen Sie das nicht so ausführlich diskutieren.





sbecker
Achten Sie auf Ihre Formulierung. Das Rechtsgeschäft soll zwischen B und C zustande kommen. B soll die Forderung abtreten. M vertritt ihn hierbei nur.



sbecker
Ordnen Sie Ihre Ausführungen hier einem Gesetzestatbestand zu; hier wäre § 172 denkbar.





sbecker
Richtig.

sbecker
Hier gilt Gleiches wie oben schon. Machen Sie sich Ihre Prüfung nicht selbst komplizierter.





sbecker
Zitieren Sie beim Zweiterwerb der Hypothek immer § 1154 I 1 mit, da dieser den Abtretungsvertrag modifiziert.

sbecker
Achtung ! Machen Sie sich klar, wann ein gutgläubiger Erwerb in Betracht kommt. Das ist nur der Fall bei fehlender Berechtigung. Hier liegt der Fehler aber schon in der Einigung. Berechtigung des B würde bestehen. Ein gutgläubiger Erwerb ist hier also nicht denkbar.



sbecker
Seien Sie hier in Ihrer Formulierung etwas klarer. "Gutgläubiger Erwerb in Ansehung der Forderung" deutet darauf hin, dass Sie hier einen gutgläubigen Forderungserwerb andenken. § 1138 fingiert die Forderung zum Zweck des Übergangs der Hypothek aber nur, die Forderung wird gerade nicht gutgläubig erworben.

sbecker
Warum liegt hier keine wirksame Einigung vor ? C und D waren sich grds. darüber einig, dass die Forderung/Hypothek an D übergehen soll. C war jedoch weder Forderungs- noch Hypothekeninhaber und somit Nichtberechtigter.

sbecker
§ 1154 ist relevant i.R.d. Einigung. Sie prüfen hier einen gutgläubigen Erwerb, d.h. sind gerade in der Prüfung der Berechtigung bzw. der Alternative hierzu.



sbecker
Arbeiten Sie am Gesetz. Nennen Sie immer dazugehörige Normen, wenn es solche gibt.





sbecker
Das ist hier eher abwegig, da im Sachverhalt nicht klar veranlagt.



sbecker
Gut.







sbecker
Achtung ! Aus § 1147 ergibt sich kein Zahlungsanspruch.



sbecker
Teilen Sie die Prüfung der Klage, wie gewohnt, in Zulässigkeit und Begründetheit ein.

sbecker
Machen Sie sich den Unterschied zwischen Vertretungsmacht und Berechtigung klar. G handelt offenkundig für den H, d.h. will diesen aus Sicht des F vertreten. Fraglich ist, ob G hier entsprechende Vertretungsmacht hatte. Ist das zu verneinen, scheitert der Erwerb schon an der Einigung. Gutgläubiger Erwerb ist dann nicht möglich. Liegt eine wirksame Einigung vor, kommen Sie zur Berechtigung, die aber zu bejahen ist, da H hier veräußern soll und H Eigentümer war.



sbecker
Stellen Sie auch die Rechtsfolgen des § 366 HGB dar, nämlich die Erweiterung des Anknüpfungspunkt des guten Glaubens.

sbecker
Auf eine Vermutung ist immer erst dann zurückzugreifen, wenn Sie nicht anders zu dem Ergebnis kommen. Hier sollten Sie erst unter die Voraussetzungen des § 343 prüfen. Wenn hier kein eindeutiges Ergebnis möglich ist, können Sie auf § 344 zurückgreifen.



sbecker
Das war hier der eigentliche Prüfungsschwerpunkt. Stellvertretung betrifft aber die wirksame Abgabe einer WE, d.h. ist auch dort zur prüfen, wo WEs abgegeben werden, d.h. hier in der Einigung. Dort war die das Problem zu verorten.



sbecker
Steigen Sie hier richtig in Ihre Prüfung ein. Wenn die Pfändung ausgeschlossen ist, müsste gem. §§ 864 I, 866 I in das gesamte Grundstück vollstreckt werden, wovon das Gerät erfasst ist, wenn es in den Haftungsverband der Hypothek fällt (§ 1120), also Zubehör ist.



sbecker
Prüfen Sie hier auch strukturiert die Voraussetzungen durch.




